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Afghanistan am Abgrund: Auch im sechsten Jahr nach dem Sturz der Taliban 
sind Frieden und Stabilität Lichtjahre entfernt. Die NATO-Strategie aus 
Wiederaufbau und Bombardements fordert einen hohen Preis. Ohne 
Kursänderung droht der Einsatz am Hindukusch für das größte Militärbündnis 
der Welt zu scheitern – mit unabsehbaren Folgen für den Westen.

Von Olaf Ihlau

Sterben für Kabul?
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Get back, get back“, schnauzen 
zwei GI’s bei der Ortseinfahrt der 

ostafghanischen Provinzstadt Khost 
und stoppen unseren Jeep, wild mit 
ihren Maschinenpistolen fuchtelnd. 
Die Amerikaner sind mit fünf Schüt-
zenpanzern aufgefahren. Der vorders-
te der Bradleys steht quer auf der 
Straße. 20 Meter vor ihm hängt ein 
schwarzer Landrover mit zerschosse-
ner Windschutzscheibe halb im Gra-
ben. Der Fahrer ist offensichtlich tot. 
Die Amerikaner müssen ihn für einen 
Selbstmordattentäter gehalten und ge-
schossen haben, als er nicht genügend 
Abstand wahrte. An die 100 Afgha-
nen, allesamt Männer,  verfolgen aus 
gebührender Entfernung das Gesche-
hen. Sie murmeln Verwünschungen, 
drohen mit den Fäusten, in ihren Ge-
sichtern spiegelt sich Hass. Nicht an-
ders sahen die Gesichter der Einheimi-
schen 25 Jahre zuvor bei ähnlichen 
Zwischenfällen mit den russischen 
Okkupanten aus. Ob der Erschossene 
wirklich ein Dschihadi war, mit 
Sprengstoff in seinem Wagen, ist nicht 
zu klären, Distanz ratsam. Allerdings 
lässt sich die Nervosität der US-Solda-
ten nachvollziehen. Nur wenige Stra-
ßenzüge weiter, vor dem Gebäude der 
Kabul Bank, rast anderntags ein Selbst-
mordattentäter in das Ende eines Poli-
zeikonvois. Bei der Explosion sterben 
acht Menschen, 42 werden verletzt.

„Die Selbstmordattentäter kom-
men nachts über die Grenze aus Pa-
kistan“, behauptet der Gouverneur 
Arsalah Jamal und deutet am Schreib-
tisch seines Amtssitzes gen Südosten. 
Dort, gerade mal 20 Kilometer von 
Khost entfernt in den paschtunischen 
Stammesgebieten von Waziristan, lie-
gen die Rückzugszitadellen der Tali-
ban und wohl auch einiger 100 aus-

ländischer Terroristen, darunter Ka-
dern von Osama Bin Ladens Al-Qaida. 
In diesen schwer zugänglichen Berg-
regionen mit ihrem traditionell halb-
autonomen Status hat die pakistani-
sche Regierung nur beschränkte Zu-
griffsmöglichkeiten. Die Kämpfe mit 
den Paschtunen-Kriegern kosteten 
hunderte Soldaten das Leben, sodass 
Anfang September 2006 Islamabad im 
Abkommen von Miram Shah lieber 
eine Stillhaltevereinbarung mit 45 
Stammesältesten traf. Aus amerikani-
scher Sicht war dies ein Teufelspakt 
und Freibrief für Terroristen, denn 
die Infiltration der Guerilla über die 
Grenze wurde danach nicht, wie ver-
sprochen, gestoppt. Sie hat vielmehr 
rapide zugenommen.

Auch der Gouverneur von Khost 
sieht das so, wenngleich er den Ein-
druck zu vermitteln sucht, als habe er 
die Lage in seiner Provinz mit ihren 
1,2 Millionen Einwohnern unter 
Kontrolle. „Ich habe nichts gegen Pa-
kistan“, sagt Jamal, „aber die Terro-
risten kommen aus den dortigen 
Camps und Koranschulen.“ Zu den 
Selbstmordattentätern gehören vor-
wiegend islamistische Internationa-
listen, Araber meist oder Tschetsche-
nen und Usbeken. Im Bunde mit 
ihnen operieren die Taliban, sickern 
in kleinen Trupps ein, um Anschläge 
vorzubereiten und Sprengfallen. 
„Aber sie können sich nur nachts in 
die Dörfer schleichen, tagsüber wür-
den wir sie schnell fassen“, sieht der 
Gouverneur seine Sicherheitskräfte 
in überlegener Position – und kann 
doch nicht verhehlen, dass sein Pos-
ten ein ausgemachtes Himmelfahrts-
kommando ist. 

Kabuls Repräsentant in der Unru-
heprovinz Khost, ein 42-jähriger 

Vorige Seite:  
Auf verlorenem 
Posten? Britische 
Kommando-
soldaten in der 
Taliban-Hochburg 
Helmand 
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Paschtune mit dem Wirtschaftsdiplom 
der malaysischen Hochschule von 
Kuala Lumpur, ist Fatalist und Zyni-
ker. Das wird man wohl nach drei nur 
knapp überstandenen Attentaten in-
nerhalb weniger Monate. Einmal ging 
eine Bombe hoch während der Beiset-
zung seines ermordeten Amtskollegen 
aus der Nachbarprovinz Paktia. Es 
gab sechs Todesopfer, Jamal hingegen 
hatte Glück. Ein weiterer Sprengsatz 
wurde unweit seiner Residenz recht-
zeitig entdeckt. Schließlich lauerten 
ihm die Taliban bei der Eröffnung des 
renovierten Krankenhauses auf. Sie 
schickten einen Selbstmordattentäter 
im weißen Kittel eines Arzthelfers, 
drei amerikanische Soldaten und meh-
rere Mitarbeiter der Klinik wurden 
schwer verletzt.

Afghanistan im sechsten Jahr nach 
der Befreiung Kabuls vom islamisti-
schen Steinzeitregime der Taliban und 
deren Terrorkumpanen Al-Qaida: 
Trotz des von den UN beschlossenen 

Einsatzes der internationalen Schutz-
truppe ISAF mit 35 000 Soldaten sind 
Frieden und Stabilität noch Lichtjahre 
entfernt. Das Land steht weiter dicht 
am Abgrund, der Wiederaufbau stockt. 
Die Sicherheitslage verschlechtert sich 
selbst in der Hauptstadt rapide. Anar-
chische Zustände herrschen in einigen 
Provinzen des Südostens, Hochburgen 
des Mohnanbaus und Drogenhandels. 
Hier, in den Stammesgebieten der 
Paschtunen, bekämpfen Guerilla-
trupps von Neo-Taliban, Dschihadis 
der Al-Qaida und Streiter des islamis-
tischen Warlords Gulbuddin Hekmat-
jar die Regierungsinstitutionen ebenso 
erbittert wie die zu deren Schutz ange-
tretenen NATO-Verbände. Nicht in 
offener Feldschlacht, dazu ist die mili-
tante Opposition zu schwach, doch in 
einem asymmetrischen Krieg, der für 
die transatlantische Militärallianz 
kaum zu gewinnen ist: mit Hinterhal-
ten, Sprengfallen, Raketenbeschuss, 
Autobomben und wie im Irak zuneh-

Asymmetrischer Krieg gegen die NATO-Truppen: Kämpfer der Taliban
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mend auch mit Geiselnahmen und 
Selbstmordattentätern. An deren Rek-
rutierung unter jungen Muslimen 
herrscht offenbar kein Mangel. „Es ist 
wie das Ausbrechen einer Seuche“, 
kommentiert der UN-Sonderbeauf-
tragte Tom Koenigs das sprunghafte 
Ansteigen dieser Selbstmordattacken, 
die Afghanistan während des Wider-
stands gegen die sowjetischen Besatzer 
nicht kannte. Sie haben sich seit 2004 
verzehnfacht, und 2007 gab es manch-
mal gleich drei an einem Tag, auch in 
Kabul, aber immer häufiger auf dem 
entlegenen Land. Das wäre eine Ter-
rorwaffe von strategischer Wirkung, 
sollte die bereits starke Verunsiche-
rung der internationalen Helfer und 
Soldaten schließlich zu einer Drosse-
lung des ausländischen Engagements 
führen. Auch deutsche Soldaten und 
Entwicklungshelfer, von den Afgha-
nen bislang traditionell freundlich be-
handelt, geraten seit dem Einsatz der 
Aufklärungstornados zunehmend ins 
Visier der Aufständischen. Im Norden 

hat die Bundeswehr nach dem An-
schlag von Kundus die Wiederaufbau-
arbeit praktisch eingestellt, es gibt nur 
noch wenige Fußpatrouillen für bür-
gernahes Auftreten. Immer öfter muss 
in den NATO-Militärcamps Trauerbe-
flaggung angeordnet werden, weil Sol-
daten der ISAF sterben.

Hölle am Hindukusch?

Bei Militärs und Helfern aus dem Wes-
ten wächst das bedrückende Gefühl, 
genauso wie die Sowjets in den achtzi-
ger Jahren in eine ausweglose Lage zu 
geraten. Solch eine Entwicklung droht 
jetzt auch der von der NATO geführ-
ten Friedensstreitmacht. Zwar herrscht 
Einigkeit im Bündnis, das Land nicht 
wieder den Terroristen zu überlassen. 
Doch die NATO-Doppelstrategie aus 
Wiederaufbau und Militärschlägen 
gegen die erneut vorrückenden Tali-
ban fordert einen hohen Preis. Vor 
allem die Amerikaner, einst als Befrei-
er gefeiert, haben ihre Glaubwürdig-
keit durch ein häufig rücksichtsloses 

Vertrauen verspielt: US-Soldaten mit wütenden Dorfbewohnern nach einem Einsatz gegen die Taliban
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Gehört Afghanistan zu diesen 
Staaten, die sich selbst 
überlassen bleiben sollten?
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Auftreten gegenüber der Zivilbevölke-
rung, durch Bombardements mit üblen 
„Kollateralschäden“ weitgehend ein-
gebüßt. Die Europäer, darunter die 
Deutschen, sind derzeit dabei, diese 
Glaubwürdigkeit ebenfalls zu verlie-
ren. Mit der Zahl der Opfer – bis zum 
Sommer 2007 wurden weit über 4000 
Zivilisten getötet – steigt die Wut im 
Land. Dieser Stimmungsumschwung 
kann für die transatlantische Allianz 
in einem Desaster enden, zum Inferno 
führen wie im Irak. Afghanistan droht 
für das größte Militärbündnis der Welt 
und die Zukunft des Westens zum Me-
netekel zu werden.

„Afghanistan ist unregierbar“, 
pflegt der Weltenbeschauer Helmut 
Schmidt gerne salopp zu sagen. Das 
mag eine Spur zu apodiktisch formu-
liert sein, doch im Kern beschreibt das 
Urteil des Altkanzlers die Machtver-
hältnisse am Hindukusch historisch 
durchaus zutreffend. Hamid Karzai, 
der vom Westen gestützte und durch 
eine Volkswahl demokratisch halb-
wegs legitimierte Präsident, wäre 
ohne fremden Beistand wohl nicht 
einmal der Vorsteher von Kabulistan.

Dem Eisernen Kanzler der Deut-
schen, Fürst Bismarck, war seinerzeit 
schon der nahe Balkan zuwider und 
„nicht die Knochen eines pommer-
schen Grenadiers“ wert gewesen. Für 
Rot-Grün wie die Große Koalition in 
Berlin aber gilt zur Berechtigung des 
Bundeswehreinsatzes bislang die De-
vise des vormaligen SPD-Verteidi-
gungsministers Peter Struck, der 2002 
mit Blick auf den weltweiten Kampf 
gegen den Terrorismus und die in Af-
ghanistan aufgestöberten Ausbil-
dungscamps von Al-Qaida den Satz 
prägte, dass „Deutschlands Sicherheit 
auch am Hindukusch verteidigt wird“. 

Dieses Postulat ist unterdessen in 
Strucks eigener Partei umstritten, die 
zudem unter Druck von Oskar Lafon-
taines neuer Linken steht, die den 
Abzug aller deutschen Soldaten vom 
Hindukusch verlangt und dabei laut 
Umfragen fast zwei Drittel der Deut-
schen hinter sich 
weiß. Dazu gehö-
ren auch ausgewie-
sene Konservative, 
die bezweifeln, 
dass im Zeitalter der Globalisierung 
jeder Fleck der Erde verteidigt werden 
muss. Solle man nicht besser Staaten 
aufgeben, fragt etwa Alexander Gau-
land, „die man nicht retten kann, weil 
sich ihre Gesellschaften nicht retten 
lassen wollen?“ 

Gehört Afghanistan zu diesen 
Staaten, die sich selbst überlassen 
bleiben sollten? Lohnt es sich, für 
Kabul zu sterben, könnte die Frage 
lauten in Anklang an jenes fatale 
Schlagwort „mourir pour Danzig?“ 
aus dem Jahr 1939, als die Westeuro-
päer Polen gegen Hitler-Deutschland 
alleine ließen. Sollen doch die Islamis-
ten, so argumentieren die Befürworter 
eines raschen Truppenabzugs, ruhig 
in Kabul wieder die Macht überneh-
men und am Hindukusch ein paar 
Terroristen beherbergen. Vergesst Af-
ghanistan! Langfristig werde die viel 
größere Bedrohung für die westliche 
Welt ohnehin von zwei muslimischen 
Nachbarstaaten ausgehen, der im In-
nern von Extremisten aufgewühlten 
Nuklearmacht Pakistan und dem nach 
der Bombe greifenden Iran. 

Schwer zu bestreiten ist, dass die 
Mehrzahl der inzwischen 31 Millio-
nen Afghanen einem sehr konservati-
ven Islam anhängt und vom Import 
westlicher liberaler Werte wenig hält. 
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Viel zu lange, viel zu blauäugig glaub-
te der Westen, man könne als Heils-
botschaft demokratische Reformmo-
delle einer Stammesgesellschaft auf-
pfropfen, die nach wie vor autoritär-
patriarchalisch strukturiert ist und 
einem archaischen Beziehungsgeflecht 
verhaftet. Unterschätzt wurden zudem 
die durch den Bürgerkrieg verschärf-
ten Gegensätze der Volksgruppen, re-

gionale Antagonis-
men und der Ein-
fluss externer Ak-
teure, die Macht 
der Drogenbarone 

sowie der Warlords und ihrer Milizen. 
Hinzu kam ein Wirrwarr an unter-
schiedlichen Mandaten, Zielen und 
Kompetenzen der internationalen 
Friedensstifter aus 37 Nationen. Auf-
gabe der von der NATO geführten 
ISAF-Schutztruppe sollte die Unter-
stützung der neuen afghanischen Si-
cherheitsorgane sein, um das Gewalt-
monopol der Regierung überall im 
Lande durchzusetzen. Dabei verstan-
den sich die Europäer auch als Ent-
wicklungshelfer, bauten Straßen, 
Schulen und Brunnen. Die Soldaten 
des George W. Bush hingegen sollten 
nicht als Sozialhelfer oder Polizisten 
beim Nation Building mitwirken. Sie 
jagten dafür islamistische Extremis-
ten und Aufständische mit einem ro-
busten Kampfauftrag. Vor allem die 
Artillerie- und Lufteinsätze im Rah-
men der US-geführten „Operation 
Enduring Freedom“ (OEF) nahmen 
auf Opfer unter der Zivilbevölkerung 
bisweilen wenig Rücksicht. Dieses 
Vorgehen der NATO, von Präsident 
Karzai mehrmals als „rücksichtslos“ 
beklagt, führte zur Entfremdung, ja 
offenen Gegnerschaft der davon am 
meisten betroffenen Paschtunen, Af-

ghanistans größter Volksgruppe, und 
es verschaffte den islamistischen Un-
tergrundkämpfern weiteren Zulauf.

Versagen der Aufbauhelfer

Sechs Jahre sollten eigentlich Zeit 
genug sein, um die Institutionen und 
Strukturen eines funktionierenden 
Staatswesens aufzubauen. Doch der 
Regierung Karzai fehlte es an Durch-
setzungsvermögen. Sie arrangierte 
sich mit den regionalen Machthabern 
und Warlords und kontrolliert heute 
nicht einmal die Hälfte des Landes, in 
den paschtunischen Stammesgebieten 
sogar kaum eine Provinz. „Die Tali-
ban sind hier überall“, sagt die deut-
sche Krankenschwester Karla Schef-
ter, die Anfang der neunziger Jahre 
trotz vieler Widrigkeiten 65 Kilome-
ter südwestlich von Kabul das Hospi-
tal Chak-e-Wardak aufbaute, „sie tra-
gen offen ihre Waffen und rasen mit 
ihren Pick-ups durch die Straßen“.

Nach wie vor ist im sechstärmsten 
Land der Welt der fehlende soziale 
Ausgleich zwischen Städten und Pro-
vinzen eines der Hauptprobleme. 
Selbst im halbwegs prosperierenden 
Kabul, einer Kunstblase internationa-
ler Aktivität, fühlt die Mehrzahl der 
vier Millionen Einwohner sich ausge-
schlossen vom wirtschaftlichen Fort-
schritt, wächst der Groll über das 
Protzen einer kleinen Clique Neurei-
cher und Nachkriegsprofiteure. Über-
all wuchert der Krebs der Korrruption. 
„Wenn Sie aufs Amt müssen, bewegt 
sich wenig ohne Schmiergeld“, zürnt 
der Augsburger Georg Dechentreiter, 
der mit seiner „Wohlfahrts-Stiftung“ 
am Rande der Altstadt ein Kinderhos-
pital betreut. Es kursieren Namen von 
Ministern, die angeblich von großen 
Projekten mit Auslandsinvestitionen 

Selbst in Kabul wächst der 
Groll über die Neureichen 
und Nachkriegsprofiteure.
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zehn Prozent kassieren. Selbst die 
Deutsche Botschaft kriege ihre Visa-
Abteilung nicht in den Griff, kritisiert 
Dechentreiter, „die sind alle korrupt“.

Versagt haben aber auch die inter-
nationalen Aufbauhelfer und Berater. 
Zwischen Amerikanern und Europä-
ern kam es zu wechselseitigen Vor-
würfen und Schuldzuweisungen. Bei 
vielen Europäern verstärkte sich der 
Eindruck, Washington wolle wegen 
des Irak-Debakels unbedingt schnelle 
Demokratisierungserfolge in Afgha-
nistan vorweisen, zeige aber wenig 
Interesse an einer nachhaltigen Stabi-
lisierung des neuen politischen Sys-
tems. Die Amerikaner wiederum war-
fen ihren Alliierten vor, generell zu 
schwerfällig zu agieren und bei der 
Bekämpfung der Aufständischen 
schlicht zu kneifen. 

Eine ätzende Kontroverse gab es 
hinter den Kulissen um Wesen und 
Wert der deutschen Polizeimission. 
Seit den Zeiten der Weimarer Republik 
(unter Reformerkönig Amanullah) 

und insbesondere während der Re-
gentschaft von König Zahir Schah und 
des Despoten Mohammed Daud waren 
deutsche Polizeiausbilder am Hindu-
kusch höchst gefragt. Sie waren auch 
nach dem Sturz des Taliban-Regimes 
auf diesem Sektor wieder federführend 
und schulten seitdem mit 40 entsand-
ten Beamten etwa 16 000 Führungs-
kräfte. Aus Sicht der Amerikaner war 
dies indes das falsche Konzept zum 
falschen Zeitpunkt und im Ergebnis 
ein Desaster. Das unruhige Land brau-
che statt eines konventionellen Polizei-
apparats eine schnell einsetzbare para-
militärische Truppe und Grenzpolizei. 
Die Deutschen erwiderten indigniert, 
ihre Aufgabe sei es nicht, den Ameri-
kanern für den Antiterrorkampf afgha-
nisches „Kanonenfutter“ zu liefern. 
Gewiss nicht, doch einige Kritikpunk-
te sind wohl auch berechtigt. „Deutsch-
land hat sich einen Schuh angezogen, 
der ihm deutlich zwei Nummern zu 
groß gewesen ist und mit dem man 
sich am Ende Blasen gelaufen hat“, 

Freund oder Feind? Ein afghanischer Junge trifft auf einen patrouillierenden britischen Soldaten
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räumt einer der nach Kabul geschick-
ten Polizeiausbilder ein und nennt die 
Mission „zu mickrig, zu bürokratisch 
und schlecht koordiniert“. Das Kompe-
tenzgerangel der an diesem Projekt be-
teiligten drei Berliner Ministerien setze 
sich zwischen deren Vertretern im Ein-
satzgebiet fort, es fehle an ausreichen-
den Fachkenntnissen auf der politisch-
strategischen Entscheidungsebene in 
Deutschland und an einem professio-
nellen Management. Zwar ist zum 
Ende der Berliner EU-Ratspräsident-
schaft das deutsche Projekt überhastet 
in das neue Mandat einer Europäi-
schen Polizeimission (EUPOL) mit ins-
gesamt 160 Beamten eingebettet wor-
den. An den maladen Grundbedingun-
gen ändert sich damit jedoch wenig. 
Dort, wo es wirklich brennt, in den 
afghanischen Provinzen, ist von den 
europäischen Polizeiausbildern bislang 
nichts zu sehen. 

Die Amerikaner stecken zwar über 
elf Milliarden Dollar in den afghani-
schen Sicherheitsapparat, doch auch 
der von ihnen gesteuerte Aufbau der 
neuen afghanischen Nationalarmee 
(ANA) kommt nur schleppend voran. 
Nach Ansicht westlicher Militärexper-
ten werden Kabuls Regierende nur 
dann in der Lage sein, den Konflikt mit 
den Aufständischen „in der Fläche zu 
beherrschen“, wenn sie über eine 
kampfbereite Truppe von 70 000 Mann 

verfügen und dazu 
über Einheiten der 
Grenz- und Bereit-
schaftspolizei von 
vergleichbarer Stär-
ke. Das aber werde 
mit noch so viel 
Geld und den bes-
ten Ausbildern rea-
l i s t i s c h e r w e i s e 

nicht vor 2011 zu erreichen sein. Der-
zeit kann die kämpfende Truppe, so 
ein vertraulicher UN-Bericht, besten-
falls 25 000 Mann mobilisieren. Sie ist 
jedoch nicht in der Lage, eigenständige 
Operationen gegen die bewaffnete Op-
position ohne NATO-Anleitung durch-
zuführen. 

Die Schwäche der Regierungsstreit-
kräfte macht die fortdauernde Präsenz 
der internationalen Schutztruppe noch 
auf Jahre hinaus erforderlich, will man 
nicht davonlaufen und das Land den 
Dämonen von gestern überlassen. Dann 
drohte ein Rückfall in Anarchie, Chaos 
und Bürgerkrieg wie zu Beginn der 
neunziger Jahre, als sich nach Abzug 
der Sowjets auch der Westen von Af-
ghanistan abwandte. Erst diese „Ver-
nachlässigung“, so warnt der pakistani-
sche Außenminister Khurshid Kasuri 
gern westliche Gesprächspartner, „trug 
zum Aufstieg der Taliban bei und sorgte 
auch mit dafür, dass Al-Qaida ihre 
Wurzeln in Afghanistan hat“. Hinter 
dieser Mahnung steckt offenbar die 
Furcht, eine erneute Machtübernahme 
der Islamisten in Kabul könne in der 
Region eine verhängnisvolle Kettenre-
aktion auslösen. Die Anhänger von Al-
Qaida dürften dann siegestrunken fra-
gen, wenn man schon Karzai stürzen 
konnte, warum nicht auch den mit den 
verhassten Amerikanern paktierenden 
General Muscharraf in Pakistan? 

Brücken, nicht Bomben

Die Hoffnung der internationalen Ge-
meinschaft, eine baldige Afghanisie-
rung des Konflikts herbeiführen und 
sich selber in die Zentralen zurückzie-
hen zu können, scheiterte bisher am 
Mangel afghanischer Sicherheitskräfte. 
Deshalb werden für eine forcierte Aus-
bildung von Polizei und Armee weit 

„Geliebtes,  
dunkles Land“ – 
die Fotos der 
Afghanistan-Repor-
tage stammen aus 
dem jüngsten Buch 
des Autors (mit 
Susanne Koelbl), 
das soeben bei 
Siedler erschien.
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mehr ausländische Berater benötigt. 
Deutschland ist beim Wiederaufbau 
am Hindukusch der viertgrößte Finan-
zier und stellt bei der Schutztruppe 
ISAF das drittgrößte Kontingent an 
Soldaten. Sollte sich die Bundeswehr 
verstärkt engagieren, dürfte schwerlich 
zu vermeiden sein, dass deutsche Sol-
daten ihre afghanischen Partner in 
einer Erweiterung des ISAF-Mandats 
auch zu Kampfeinsätzen im Süden und 
Osten des Landes begleiten.

Berliner Großkoalitionäre verkün-
den jetzt, man werde energisch Kurs 
halten und, so Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel, „das afghanische Volk nicht 
im Stich lassen“. Das ist schön und 
edel. Allerdings fehlt eine durchdach-
te, mit den Amerikanern abgestimmte 
neue Strategie, welche die Bekämp-
fung der bewaffneten Opposition 
durch die NATO-Verbände auf ein 
Minimum an „Kollateralschäden“ 
unter der Zivilbevölkerung reduziert 
und dies zugleich mit einer massiven 
Unterstützung des zivilen Aufbaus 
auch in den Krisenprovinzen verbin-
det. Nicht Bomben und Tornados, 
sondern nur ein gigantisches Wieder-
aufbauprogramm mit Kraftwerken, 
Straßen, Staudämmen und Schulzen-
tren, abgesichert durch militärischen 
Begleitschutz, wird die Bewohner der 
afghanischen Provinzen überzeugen 
können, das von den Fremden in 
Kabul installierte Regime nutze auch 
ihnen. Es wäre die wirkungsvollste 
Waffe gegen einen weiteren Vor-
marsch der Taliban.

Die Entscheidung über Afghanis-
tans Zukunft fällt nicht in Kabul, son-
dern auf dem Land. In den beiden 

Vorzimmern des Gouverneurs von 
Khost drängen sich die lokalen Wür-
denträger und Stammesführer in Er-
wartung einer Audienz. Hier warten 
bei grünem Tee pfauenhafte Männer, 
mit bunten Wickelturbanen, grauen 
Decken über ihren tunikaartigen Hem-
den und weiten Hosen; wuchtige, breit-
schultrige Gestalten mit scharfen Ge-
sichtszügen. Sie wollen von dem Re-
präsentanten der Kabuler Regierung 
neue Brunnen und neue Straßen, bis-
weilen auch eine Schule. Fragt Arsalah 
Jamal dann, ob sie denn auch ihre 
Töchter zu dieser Schule schicken wer-
den, ist die Antwort meist beleidigtes 
Schweigen. „Sie geben vor, mir Wichti-
ges zu erzählen, und ich höre mir stun-
denlang Blödsinn an“, ist der Gouver-
neur genervt von dem endlosen Pala-
vern und Teetrinken. „Sie berichten 
von Blutrachen und wollen eigentlich, 
dass alles so bleibt wie es immer war in 
ihrer archaischen Stammeswelt.“ 

Es gäbe viel zu tun an nützlicher 
Aufbauarbeit im unruhigen Khost, 
einer der rückständigsten Provinzen. 
Etwa die Wiederaufnahme des großen 
Landwirtschafts- und Forstprojekts 
nebst technischer Schule und Veteri-
närstation, einst ein Prunkstück bun-
desdeutscher Entwicklungshilfe. „Aber 
das System funktioniert nicht“, hadert 
der Gouverneur, „ich habe zu wenig 
gutes Personal und kriege auch nicht 
die versprochenen Mittel aus Kabul.“ 
Bei der prekären Sicherheitslage wagt 
sich indes ohnehin kein Regierungs-
funktionär von Verstand aus der Stadt 
hinaus aufs Land, wo ihn die Taliban 
mit dem Tod bedrohen. Aber das sagt 
der Gouverneur lieber nicht.

Dr. OLAF IHLAU, 
geb.1942, bereist 
Afghanistan seit  
30 Jahren, zunächst  
für die SZ, zuletzt 
für den Spiegel. 


